
 

Dr. Klaus WeberDr. Klaus WeberDr. Klaus WeberDr. Klaus Weber, Pressesprecher, v.i.S.d.P., FDP-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag, 

Landeshaus, 24171 Kiel, Postfach 7121, Telefon: 0431 / 988 1488, Telefax: 0431 / 988 1497, 

E-Mail: fdp-pressesprecher@fdp.ltsh.de, Internet: http://www.fdp-fraktion-sh.de 

 

Presseinformation 
 
 
Sperrfrist Redebeginn! 
Es gilt das gesprochene Wort. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Christopher Vogt: Industriepolitisch hat diese 
Landesregierung in den vergangenen fünf Jahren 
geschlafen 
 
In seiner Rede zu TOP 1 (Aktuelle Stunde zur Industriepolitik) erklärt der 
Stellvertretende Vorsitzende und wirtschaftspolitische Sprecher der FDP-
Landtagsfraktion, Christopher VogtChristopher VogtChristopher VogtChristopher Vogt:::: 
 
„In der vergangenen Woche hat uns eine ausgesprochen schlechte Nach-
richt erreicht. Die Firma Senvion plant einen erheblichen Abbau von Ar-
beitsplätzen an ihren deutschen Standorten. Besonders betroffen davon ist 
Schleswig-Holstein – allein in Husum sollen über 200 Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer betroffen sein, rund 100 von ihnen droht eine betriebs-
bedingte Kündigung. Dabei geht es aber auch um den vom Land erheblich 
geförderten Standort in Osterrönfeld. Das ist schon wirklich ein heftiger 
Schlag ins Kontor für den Wirtschaftsstandort Husum, für den Kreis Nord-
friesland und auch für unser Bundesland insgesamt. 
 
Die Landespolitik sollte im Rahmen ihrer Möglichkeiten und im Rahmen 
dessen, was ordnungspolitisch verantwortbar ist, versuchen, diese Entwick-
lung zu verhindern. Die Beschäftigen wollen kämpfen und machen – wie ich 
finde – sehr konstruktive und sinnvolle Vorschläge zum Erhalt des Standor-
tes. Es verkennt auch dort niemand, dass diese Branche derzeit im Um-
bruch ist. Husum könnte demnach ein zentraler Standort für Reparatur, 
Wartung und Service werden – und auch für die Produktion von 3-
Megawatt-Anlagen werden. 
 
Die Stadt Husum ist eine Wiege der Windenergie und damit der Energie-
wende. Senvion in Husum ist hier mit Blick auf die Vorgängerfirmen nicht ir-
gendein Unternehmen. Die Landespolitik darf nicht dabei zusehen, wie im 
Energiewendeland Schleswig-Holstein wirtschaftspolitisch die Lichter aus-
gehen. Man darf nicht zulassen, dass hier nur noch Windkraftanlagen abge-
stellt werden, die großen Finanzinvestoren von außerhalb gehören und die 
im Ausland oder anderen Regionen Deutschlands hergestellt wurden. Das 
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ist zumindest nicht unsere Vorstellung, wie die Energiewende für Schleswig-
Holstein aussehen sollte: Die Wertschöpfung sollte hier stattfinden und 
nicht anderswo. 
 
Insofern fordern wir von der Landesregierung eine klare Ansage, dass sie 
die Beschäftigten von Senvion dabei unterstützt, dem Standort Husum doch 
noch eine Zukunft zu geben – nicht durch Subventionen an das Unterneh-
men, sondern durch eine politische Unterstützung, die vor allem in der Un-
terstützung des Wirtschaftsstandortes Husum und Nordfriesland deutlich 
wird. Ich sage ganz deutlich: Wir würden nicht auf die Idee kommen und 
diese unternehmerische Entscheidung der Landesregierung anlasten, aber 
es muss endlich jedem klar werden, dass die Industriepolitik ein landespoli-
tischer Schwerpunkt werden muss. Da hat diese Landesregierung in den 
vergangenen Jahren leider geschlafen. 
 
Eine effektive Industriepolitik ist vor allem für Nordfriesland und die West-
küste von elementarer Bedeutung. In Nordfriesland sind mittlerweile nur 
noch rund sechs Prozent der sozialversicherungspflichtig Beschäftigten im 
verarbeitenden Gewerbe tätig. Das sind erschreckend wenige! Vor nunmehr 
knapp drei Jahren hatte die FDP-Fraktion ein industriepolitisches Konzept 
für unser Bundesland gefordert. Unser Bundesland ist natürlich kein klassi-
sches Industrieland, aber wir haben eben auch industrielle Kerne, die viel zu 
schnell abschmelzen und die deshalb wieder gestärkt werden müssen. Un-
ser Vorschlag wurde damals von der Mehrheit zunächst zurückgewiesen. 
Erst als der DGB Nord kurz danach ebenfalls diese Forderung erhob, ist die 
Landesregierung dann irgendwann tätig geworden. In den vergangenen Jah-
ren ist dann aber leider nicht wirklich viel vorangekommen.  
 
Man hat – mit den entsprechenden Partnern – nun erst kurz vor der Land-
tagswahl 29 Handlungsempfehlungen präsentiert, die man selbst nicht 
mehr umsetzen muss. Das Ganze wurde sang- und klanglos am Freitag-
nachmittag versendet. Wenn man wirklich daran glauben würde, hätte man 
dies heute in einer Regierungserklärung verkündet und nicht der Opposition 
die Initiative überlassen. 
 
Was muss also passieren, damit es besser wird und damit vor allem für die 
wirtschaftlich gebeutelte Westküste wieder eine reelle industriepolitische 
Perspektive bekommt, damit an der Westküste wieder ausgebildet und in-
vestiert wird? Wir sind der Überzeugung, dass vor allem bei der Verkehrsan-
bindung – also beim Weiterbau der A20 und der B5-Ausbau – deutlich mehr 
Engagement und eine klare Perspektive geben muss, damit wieder an den 
Standort geglaubt wird. Dafür müssen die Planungskapazitäten deutlich er-
höht und das Planungsrecht vereinfacht werden. Die politischen Blockaden 
bei der Infrastruktur müssen ein Ende haben, da müssen endlich verlässli-
che politische Ansagen aus Kiel kommen. Es war auch ein großer Fehler, 
dass man bei der Windenergiemesse den Hamburgern nicht auf die Finger 
gehauen hat. So etwas darf sich nicht wiederholen. Es muss endlich einen 
klaren und auch ambitionierteren Fahrplan bei der Digitalisierung geben. 
Zudem braucht unser Bundesland auch endlich eine geeignete Ansiedlungs-
strategie. 
 
Schleswig-Holstein braucht mehr Gründergeist – darüber debattieren wir 
morgen. Die Zahl der Unternehmensgründungen ist seit Jahren stark rück-
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läufig. Es reicht einfach nicht aus, unternehmerische Entscheidungen zu be-
klagen. Die Landesregierung muss sich die Frage gefallen lassen, was sie 
die letzten fünf Jahre gemacht hat, um unseren Wirtschaftsstandort und 
insbesondere die Westküste attraktiv zu machen. Das ist nicht allein Aufga-
be eines einzelnen Ministers, sondern des gesamten Kabinetts und vor al-
lem des Ministerpräsidenten deshalb sage ich: Der nächste Ministerpräsi-
dent muss die Attraktivität des Wirtschaftsstandortes zu seiner wichtigsten 
Aufgabe machen. 
 
Zunächst einmal sollte der Ministerpräsident mit der Senvion-
Geschäftsführung in Hamburg sprechen und nicht den Wirtschaftsminister 
mit deren Abgesandten in Husum, die keine Vollmacht und keine Ahnung 
haben.“ 


